
                                                                                                  
 
Bürgermeisteramt Plankstadt Datum: 06.12.2016 

Sitzungsvorlage 
 
Gremium: Gemeinderat TOP-Nr.: 3 
Sitzung am 19.12.2016 öffentlich 
 
Sachb ear b ei t er /in : M ichael Thate, Tel. 06202/2006-12, E-Mail: michael.thate@plankstadt.de 
 
Neue Ver einb ar ung  f ür  d ie Pr od uk t io n  und  Ver t ei lung  d es Gem eind em i t t ei lung sb lat t es m i t  
d er  Nussb aum  M ed ien  St . Leo n -Ro t  Gm b H &  Co .KG           
 
Sachv er hal t : 
M it Schreiben vom 19. Januar 2016 ist die Nussbaum Medien GmbH & Co.KG an die Gemeindeverwaltung 
herangetreten um den bestehenden Vertrag mit der Gemeinde über das Gemeindemitteilungsblatt anzupas-
sen. 
Die Gemeindeverwaltung übernahm bisher die Kosten für die Zustellung (von der G.S. Vertriebs GmbH in 

nd des M indestlohns entstanden bzw. 
entstehen folgende Mehrkosten für die Zustellung: 

 
20  

 
Für die mit t lerweile produzierte durchgängige 4-Farbigkeit im redaktionellen Teil (seit Anfang 2016) fallen 

 Die Anzeigeentw icklung ist in Plankstadt im Vergleich zu anderen 
Gemeinden stärker rückläufig, während die Textseiten auf vergleichbarem Niveau bleiben (Anlage 1). 
Leider konnte trotz intensiver Recherche weder bei Nussbaum Medien, noch bei der Gemeindeverwaltung 
ein schrift licher Vertrag gefunden werden. 
Bisher hat die Gemeinde ein Texseitenkontingent p.a. von 1.010 Seiten. Dies würde im Jahr 2017 Kosten von 

i-
lungsblatt verbunden mit Wunsch mehr Platz für Veröffentlichung zu bieten hat die Gemeinde sich zwei 
weitere optionale Angebote unterbreiten lassen: 

 
 

Alle drei Angebote enthalten die Mehrwertsteuer.  
Ursprüngliches Ziel der Nussbaum Medien war, mit der Gemeinde ab dem 1. Juli 2016 eine neue Vertrags-
beziehung anzustreben. Dies konnte aber vor allem auch wegen der Bürgermeisterwahl in diesem Jahr nicht 
realisiert werden. Herr Nussbaum wird in der Sitzung anwesend sein und dem Gemeinderat die der Gemein-
de unterbreiteten Angebote (Anlage 2), sowie den Vertragsentwurf (Anlage 3) persönlich vorzustellen. 
 
Besch lussvo r schlag : 
Dem Gemeinderat zur Entscheidung. 
 
An lag en: 
Text-/Anzeigenseitenentw icklung 2006-2015 
Angebot Gemeinde Plankstadt 
Amtsblattvertrag 
 
 

















                                                                                                  
 
Bürgermeisteramt Plankstadt Datum: 07.12.2016 

Sitzungsvorlage 
 
Gremium: Gemeinderat TOP-Nr.: 4 
Sitzung am 19.12.2016 öffentlich 
 
Sachb ear b ei t er /in : Martina Mehrer, Tel. 06202/2006-31, E-Mail: martina.mehrer@plankstadt.de 
 
Ko o p er at io nsver t r ag  zw ischen d er  Gem eind e Plank st ad t  und  InFam i l ia e.V. Schw et zing en  
 
Sachver hal t : 
 
Die Gemeinde Plankstadt benötigt aufgrund des Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz ab dem ersten 
Lebensjahr und zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie Kinderbetreuungsplätze für Kinder 
von 0-3 Jahren. Im Hinblick auf angekündigte Zuweisungen von Flüchtlingsfamilien und steigender Bevölke-
rungszahlen muss in naher Zukunft mit einem weiter wachsenden Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen ge-
rechnet werden. In der Novembersitzung des Gemeinderats wurde im Rahmen der Präsentation der Bedarfs-
planung 2016-2018 über angedachte Vorsorgemaßnahmen berichtet. Der Ausbau der Tagespflege ist ande-
renorts bereits ein zukunftsweisendes Element zur Bedarfsdeckung. Da die bestehenden Krippeneinrichtun-

h dem 
Mo
die Kinderbetreuung in Plankstadt qualitativ und quantitat iv weiterzuentwickeln. 
 
Nach der Zustimmung des Rates zu einem ganzheit lichen Betreuungskonzept (Beschluss in GRS vom 
21.11.2016) erstellte der Verein InFamilia e.V. gemeinsam mit der Gemeinde Plankstadt einen Entwurf über 
einen Kooperationsvertrag. Im Erdgeschoss des Gebäudes Schwetzinger Straße 37 soll das Konzept 
dauerhaft für bis zu 9 Kinder im Alter von 0-3 Jahren betrieben werden. Bei Nutzung von Platz-Sharing-
Optionen können jeweils bis zu 12 Kinder betreut werden.  
 
Das Konzept w ird in der Gemeinderatssitzung in Form einer Präsentation der Geschäftsführung des 
InFamilia e.V., Frau Freudenberger, vorgestellt. Die Vorzüge des - Programms sind u.a. Tagespflege 
in Festanstellung für bis zu 9 Kinder bei 3 Betreuern, hohe Flexibilität und Mitbestimmung der Eltern beim 
individuellen Konzept für ihr Kind. Der spezielle Bedarf bei Gesundheits- oder Ernährungsfragen kann ge-
deckt werden, denn die Einrichtung kocht selbst. Auch kranke Kinder werden betreut, die Altersgruppen sind 
mischfähig. Es müssen keine besonderen Räumlichkeiten wie z.B. Kindertoiletten oder Personalräume errich-
tet werden.  
Das Vertragsverhältnis beginnt zum 15.01.2017 und endet zum 14.01.2021.  
Zum 1.2.2017 wird mind. eine Person als Ansprechpartner von InFamilia e.V. fungieren. Sie führt Gespräche 
und organisiert die Belegung. Sie stellt  die Einrichtung vor, begleitet Begehungen und beantwortet Fragen 
von Interessierten. Was darüber hinaus an Personal gebraucht w ird, bestimmen die Nachfrage und die An-
meldezahlen. Die Belegungszahlen werden sicherlich zunächst schrittweise steigen. Es ist sicher eine gewis-
se Vorlaufzeit und geeignete Werbung nötig. Nur nach Bedarf w ird, entsprechend verbindlicher Anmelde-
zahlen, Personal vertragsgemäß aufgestockt werden.  
 
Sowohl für die geringfügigen Umbau- und Sanierungsmaßnahmen, als auch für die Ausstattung mit für den 
laufenden Betrieb der Tagespflege benötigten Mitteln, w ird der Träger im Auftrag öffentliche Fördergelder 
beim Regierungspräsidium Karlsruhe beantragen. Die Gemeinde Plankstadt w ird sich nach Maßgabe dieses 
Vertrages am verbleibenden Defizit der Anschaffungs- und Ausstattungskosten der Kindertagespflege betei-
ligen. Die monatlichen Fixkosten der kalkulierten Ausgaben werden anteilig von der Gemeinde Plankstadt 
(90%) und InFamilia e.V. (10%) ausgeglichen.  



                                                                                                  

Besch lussvo r schlag : 
Der Gemeinderat stimmt dem Kooperationsvertrag zwischen InFamilia e.V. und der Gemeinde Plankstadt zu.  
 
An lag en: 
Der Kooperationsvertrag und der dazugehörige Finanzierungsplan werden zu Beginn der kommenden Woche 
nachgereicht, da diese noch nicht in der endgült ig überarbeiteten Fassung vorliegen. 
 
 



                                                                                                  
 
Bürgermeisteramt Plankstadt Datum: 06.12.2016 

Sitzungsvorlage 
 
Gremium: Gemeinderat TOP-Nr.: 5 
Sitzung am 19.12.2016 öffentlich 
 
Sachb ear b ei t er /in : Lara Scharei, Tel. 06202/2006-30, E-Mail: lara.scharei@plankstadt.de 
 
Anm iet ung  vo n Räum l ichk ei t en  f ü r  d ie In t eg r at io nsar b ei t            
 
Sachver hal t : 
Die Gemeindeverwaltung möchte die ehemaligen Geschäftsräume Luisenstraße 6 von dem Vermieter Ehe-
paar Schwanke für die Integrationsarbeit anmieten. Geplant ist , dort eine Beratungsstelle für Flüchtlinge 
einzurichten, 
Sprechstunden anbieten werden. Weiterhin ist angedacht, die Räumlichkeiten für den Sprachunterricht und 
die Begegnungstreffen zu nutzen.  
Eventuell besteht auch für die Senioreninit iative die Möglichkeit die Räume mit zu nutzen, so dass ein Integ-
rations- und Begegnungszentrum für Plankstadt aufgebaut werden kann. 

inklusive Nebenkosten für 37 m². 
 
Besch lussvo r schlag : 
Der Gemeinderat stimmt der Anmietung der Räumlichkeiten Luisenstraße 6 ab 01. Februar 2017 zu. 
 



                                                                                                  
 
Bürgermeisteramt Plankstadt Datum: 07.12.2016 

Sitzungsvorlage 
 
Gremium: Gemeinderat TOP-Nr.: 6 
Sitzung am 19.12.2016 öffentlich 
 
Sachb ear b ei t er /in : Hans-Peter Kroiher, Tel. 06202/2006-20, E-Mail: hanspeter.kroiher@plankstadt.de 
 
Zust im m ung  d es Gem eind er at s zu  üb erp lanm äßigen Ausg ab en im  Jahr  2016            
 
Sachver hal t : 
Im Haushalt 2016 wurden bei der Finanzposit ion 2.6310.950000.023 

von ca.  erwartet. Diese  Mehrausga-

 
 
Im Haushalt 2016 wurden bei der Finanzposit ion 1.0010.583000 

Es werden daher  erwartet. Diese  Mehrausgaben können durch Mehrein-
na  
 
Im Haushaltsplan 2016 sind bei der Finanzposit ion 1.0200.651000 t-
gestellt worden. Bisher (Stand: 7.12.2016)  sind hier Mehra f-

Es könnten daher  anfallen.  Diese  Mehrausgaben können durch Mehrein-
 

 
Sollten seitens des Gemeinderats weitere Informationen zu den Mehrausgaben gewünscht werden, teilen Sie 
dies bitte der Verwaltung mit, damit diese dann, spätestens am Sitzungstag, nachgereicht werden können. 
 
(Hinweis: In der Gemeinderatsitzung am 19.9.2016 hat der Gemeinderat bereits überplanmäßigen Ausgaben 

r-
bände [
Als Deckung wurden Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer aufgeführt.)  
 
Besch lussvo r schlag : 

anzposit ionen 

erfolgt durch Mehreinnahmen bei der Finanzposit ion 1.9000.003000  Gewerbesteuer. 
 
An lag en: 
keine 
(Die SAP-Kontenauszüge zu den drei Finanzposit ionen werden zu den Fraktionssitzungen aufgelegt.) 
 
 



                                                                                                  
 
Bürgermeisteramt Plankstadt Datum: 06.12.2016

Sitzungsvorlage 
 
Gremium: Gemeinderat TOP-Nr.: 7
Sitzung am 19.12.2016 öffentlich
 
Sachbearbeiter/in: Hans-Peter Kroiher, Tel. 06202/2006-20, E-Mail: hanspeter.kroiher@plankstadt.de 
 
Zustimmung des Gemeinderats zu jährlichen Sondertilgungen von Darlehen           
 
Sachverhalt: 
Die Gemeinde erhält für ihr Guthaben fast keine Zinsen (0,01%) mehr. Aus wirtschaftlichen Gründen sollten 
die beiden nachfolgenden Sondertilgungen, bei denen es sich rechtlich um genehmigungsfreie Umschuldun-
gen [bei Kreditaufnahme] handelt, schnellstmöglich umgesetzt werden. Nachdem der Gemeinderat am 
23.7.2012 nur den Sondertilgungen für 2012 und 2013 zugestimmt hat, wurde der erforderliche Gemeinde-
ratsbeschluss in den letzten Jahren zusammen mit dem Beschluss des Haushalts gefasst.     
 
a) Gemeindewasserversorgung Plankstadt- Ausübung Sondertilgungsrecht (vgl. Anlage 2): 
Zum 15.9.2011wurde ein Darlehen bei der Gemeindewasserversorgung Plankstadt in Höhe von 800.000 €  
mittels eines Forward-Darlehens (Beschluss im Jahr 2009) umgeschuldet. Die Verzinsung beträgt 4,406 % 
pro Jahr. 
   
In Ziffer 9 des Darlehensvertrags heißt es: 
„Sonderzahlungen – ausgenommen aus Kreditmitteln – sind während der Zinsfestschreibungsfrist bis zu 
einem Betrag von 40.000 € p. a. (5 % des Forwardbetrages) ohne Berechnung eines Vorfälligkeitsentgeltes 
möglich. Dieses Sondertilgungsrecht kann ab dem 15.11.2012 (1. Jahr  nach dem Beginn der Zinsfestschrei-
bungsfrist) ausgeübt werden. Nicht in Anspruch genommene Sondertilgungsrechte verfallen am 31.12 eines 
jeden Kalenderjahres und können nicht auf Folgejahre übertragen werden.“     
 
 
b) Gemeinde Plankstadt - Ausübung Sondertilgungsrecht (vgl. Anlage 1):   
Zum 30.3.2012 wurde ein Darlehen bei der Gemeinde in Höhe von 730.000 € mittels eines Forward-
Darlehens (Beschluss im Jahr 2009) umgeschuldet. Die Verzinsung beträgt 4,50 % pro Jahr.  
 
Auch hier sind in Ziffer 9 des Darlehensvertrags analog der Regelungen bei der Gemeindewasserversorgung 
Sondertilgungen von 36.500 € p.a. ab dem 30.3.2013 zulässig. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat stimmt den unter Buchstabe a) und b) beschriebenen Sondertilgungen im Jahr 2017 und in 
den Folgejahren zu.  
 
Anlagen: 
Anlage 1: aktuelle Darlehensübersicht Haushalt 2017 
Anlage 2: aktuelle Darlehensübersicht Gemeindewasserversorgung Plankstadt 2017 
 
 







                                                                                                  
 
Bürgermeisteramt Plankstadt Datum: 09.12.2016

Sitzungsvorlage 
 
Gremium: Gemeinderat TOP-Nr.: 8
Sitzung am 19.12.2016 öffentlich
 
Sachbearbeiter/in: Bernhard Müller, Tel. 06202/2006-25, E-Mail: bernhard.mueller@plankstadt.de 
 
Verkauf Mobilbagger Atlas 1004           
 
Sachverhalt: 
Nachdem im Jahr 2011 der MAN mit Ladekran angeschafft wurde, wurde der bis dahin verwendete  Bagger 
„Atlas 1004“ außer Betrieb genommen. Die Verwaltung beabsichtigte, den nun nicht mehr genutzten Bag-
ger zu verkaufen.  Der Gemeinderat befasste sich bereits in der Sitzung am 27.02.2012 mit der Thematik und 
lehnte damals einen Verkauf mehrheitlich ab. 
 
Die Kosten für eine Instandsetzung und die notwendige UVV sind nach jetzigem Ermessen unverhältnismä-
ßig. Notwendig wäre u.a. die Erneuerung der gesamten Hydraulikschläuche, des Drehkranzes, der Reifen, 
der Batterie und des Anlassers. In den letzten Jahren wurden für Arbeiten, für die ein Bagger erforderlich 
war, entsprechende Maschinen  geliehen oder die Maschinenleistungen vergeben. Die Beschaffung eines 
neuen Baggers für den Bauhof wird zum jetzigen Zeitpunkt im Hinblick auf die zu erwartenden Einsatzzeiten 
nicht weiterverfolgt. 
 
Der Verwaltung liegt ein mündliches Angebot der Fa. ZWO Baumaschinen-Service GmbH in Oberhausen-
Rheinhausen vor. ZWO würde den Bagger im jetzigen Zustand für 8.000,00 € erwerben. Eine Internetrecher-
che ergab, dass es sich hier um einen marktgerechten Preis handelt. Aus Sicht der Verwaltung steht dem 
Verkauf des nicht mehr genutzten Baggers an die Fa. ZWO nichts im Wege. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der im Bauhof stehende, nicht mehr genutzte, Bagger "Atlas 1004" wird an die Fa. ZWO Baumaschinen-
Service GmbH zum Preis von 8.000,00 € verkauft. 
 
 



                                                                                                  
 
Bürgermeisteramt Plankstadt                                                      Datum: 30.11.2016 

Sitzungsvorlage 
 
Gremium: Gemeinderat 
Sitzung am 19.12.2016 

 
                                                     TOP-Nr.: 9 
                                                     öffentlich 
 
 

 
Sachbearbeiter/in: Ursula Leitz, Tel. 06202/2006-63, E-Mail: ursula.leitz@plankstadt.de 
 
Betreff: 
Bauvoranfrage zur Erweiterung der Garage und deren Umnutzung zu Wohnraum 
auf dem Grundstück Flst.Nr. 1851/14, Beethovenstr. 14 
 
Sachverhalt: 
Die Antragstellerin beabsichtigt vor und hinter der bestehenden Grenzgarage einen Erweiterungsanbau 
(vorn ca. 3 m, hinten ca. 2,40 m lang) und die Umnutzung zu einer rollstuhlgerechten Wohnung für die be-
hinderte Tochter. An der bestehenden Innenraumhöhe von  ca. 2,40 m  soll nichts verändert werden. 
 
Das Grundstück liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ohne Bebauungsplan und ist ge-
mäß § 34 Baugesetzbuch (BauGB) nach seinem Einfügen in die Umgebungsbebauung zu beurteilen. Durch 
den geplanten Anbau würde eine Bautiefe von ca. 22 m erreicht werden. 
In dem zu betrachtenden Quartier „Beethovenstraße – Goethestraße – Friedrichstraße - Lessingstraße“ ist 
eine Wohnbautiefe von 22 m bereits auf einem Grundstück vorhanden, so dass dies auch im vorliegenden 
Fall städtebaulich vertretbar ist. 
 
Die angrenzenden Eigentümer haben keine Einwendungen erhoben. 
 
Die bauordnungsrechtliche Zulässigkeit prüft das Baurechtsamt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Das Einvernehmen zur Erweiterung der Garage und deren Umnutzung zu Wohnraum auf dem Grundstück 
Flst.Nr. 1851/14, Beethovenstr. 14 wird gemäß §§ 31 Absatz 2, 36 BauGB erteilt. 
 
 
 
  



                                                                                                  
 
Bürgermeisteramt Plankstadt                                                      Datum: 25.11.2016 

Sitzungsvorlage 
 
Gremium: Gemeinderat 
Sitzung am 19.12.2016 

 
                                                     TOP-Nr.: 10 
                                                     öffentlich 
 
 

 
Sachbearbeiter/in: Ursula Leitz, Tel. 06202/2006-63, E-Mail: ursula.leitz@plankstadt.de 
 
Betreff: 
Bauvoranfrage zur Errichtung eines Wohnhauses auf dem Grundstück Flst.Nr. 3315,  
Lessingstr. 32 
 
Sachverhalt: 
Der Antragsteller beabsichtigt im Anschluss an das von ihm bewohnte Wohngebäude die Errichtung eines 
zweigeschossigen Flachdachgebäudes mit einer Wohneinheit. Das dort in gleicher Höhe, aber nicht in glei-
cher Länge bestehende frühere Stallgebäude soll abgerissen werden. 
 
Das Grundstück liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ohne Bebauungsplan und ist ge-
mäß § 34 Baugesetzbuch (BauGB) nach seinem Einfügen in die Umgebungsbebauung zu beurteilen. 
 
Durch den direkten Anschluss des geplanten Neubaus an das bestehende, ca. 11 m lange Wohnhaus im 
vorderen Grundstücksbereich würde eine Bautiefe von insgesamt ca. 28 m erreicht werden. 
In dem zu betrachtenden Quartier „Lessingstraße -  Schillerstraße – Goethestraße – Bismarckstraße“ ist eine 
Wohnbautiefe von über 25 m nicht vorhanden. Eine größere Bautiefe ist städtebaulich nicht vertretbar. 
 
Über die bauordnungsrechtliche die Nachbareinwendungen, die sich auf Verschattung und eingeschränkte 
Belichtung beziehen, entscheidet die Baurechtsbehörde. 
 
Beschlussvorschlag: 
Das Einvernehmen zur Errichtung eines Wohnhauses auf dem Grundstück Flst.Nr. 3315, Lessingstr. 32  wird 
gemäß §§ 31 Absatz 2, 36 BauGB versagt. 
 
 
 
  


